
Aktenzeichen:

é-B£_lééläé

Verkündet

am 28° November 1957

Regierungssekretär

als Schriftführer

I m N a m e n d e e V o l k e 3

In Sachen

der Landesversicherungsanstalt Hannover, Hannover7

Maschstraße 25, vertreten durch ihre Geschäftsfüh—

rung3

Beklagten und Revisionsklägerin9

gegen

Frau

Klägerin und Revisionsbeklagte,

Prn7.oßhnvn'l '] mänh+.i eine:

net der 4„ benat des bundessozialgerichts auf die

mündliche Verhandlung vom 28° November 1957, an der

mitgewirkt haben

Senatspräsident Dr° B r o c k h o f f
als Vorsitzender,

Bundesrichter F e c h n e r und

Bundesrichter Dr° D a p p r i c h
als weitere Berufsrichter,

Bundeesozialrichter Dr° F r i t z e m e y e r und

Bundessozialrichter M ü l l e r
als ehrenamtliche Beisitzer9

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil

des Landessozialgeriohts in Celle vom 2„ Mai 1956

mit den ihm zugrunde liegenden Feststellungen auf—

gehobena

Die Sache wird zur erneuten Verhandlung und Ent—

soheidung an das Landeseozialüericht in Celle zu*

rückverwiesen°

Von Rechts wegen„
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Die im Jahre 1903 geborene Klägerin ist seit 1938 invalidenver—

sichert° Bis zum 15° März 1950 waren insgesamt 51 Beitragsmona—

te zurückgelegt„ Die Zeit der Doppelbeschäftigung vom 210 Juni

1948 bis zum 500 April 1949 ist nur einmal berücksichtigto Von

den Beiträgen entfallen auf das Kalenderjahr 1949 fünf und auf

das Kalenderjahr 1950 drei Beitragsmonate° Anschließend ging
die Klägerin, die an klimakterischen Störungen litt, einer Ar—

beit nicht mehr nach, war aber nicht invalide° Am 17° Juli 1951

wurde festgestellt, daß sie außerdem an Brustkrebs erkrankt

war° Am 10„ August 1951 stellte sie den Antrag auf Gewährung

der Invalidenrente° Am 170 August 1951 wurde sie wegen der

Krebserkrankung operiert° Die Beklagte ließ sie durch Med„Rat

Dr° sxxxxxxx vom Staatl° Gesundheitsamt Lüneburg begutachten°

Dieser stellte "Folgezustand nach Brustkrebsoperation, Nerven—

entzündung am rechten Arm, stärkeren Altersabbau sowie begin—

nende Arthrosis der Wirbelsäule" fest und nahm Invalidität

seit September 1950 an° Der Hauptvertrauensarzt der Beklagten

schloß sich diesem Gutachten an° Die Beklagte lehnte durch Be-

scheid vom 16° Februar 1952 den Antrag der Klägerin mit der Be—

gründung ab‚ daß die Wartezeit nicht erfüllt und die Anwart-

schaft nicht erhalten eei„

Gegen diesen Bescheid legte die Klägerin Berufung beim Oberver—

sicherungsamt Lüneburg eino Sie verWertete noch für zehn Bei—

tragsmonate freiwillige, mit dem Aufdruck "53“ versehene Bei—

tragsmarken auf der am 8° März 1952 ausgestellten Quittungs—

karte Nr„ 5 mit Entwertungsdatén vom 27° März 1950 bis zum

5° August 1951 und vertrat die Ansicht, daß nunmehr die Warte—
zeit erfüllt und dieAnwartschaft erhalten sei° Zu dieser nach—

trügliehen Beitragsentrichtung sei sie nach @@1442, 1443 in

Verbindung mit 5 1444 Abs° 2 der Reichsversicherungsordnung
(RVG) berechtigt, weil sie erst am 17° August 1951 und somit

erst naeh Antragstellung invalide geworden sei„ Die Beklagte

behauptete dagegen, daß die Klägerin schon zur Zeit der An—

tragstellung invalide gewesen sei, weil die Krebserkrankung

bereits vor diesem Zeit‚unkt vorgelegen habe° Daher sei sie
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nicht berechtigt gewesen, im Jahre 1953 noch freiwillige Bei—

träge nachzuentrichten, Das Obervereicherungsamt holte noch

ein Gutachten von dem Oberarzt der Chirurgischen Abteilung des
Städtischen.Krankenhauses Lüneburg ein, Der Gutachter kam zu

dem Ergebnis, daß dauernde Invalidität erst seit dem 17,August

1951, dem Tage der Operation, vorliege, Daraufhin hob das So—

zialgericht Lüneburg, auf das die Berufung mit dem Inkraft—

treten des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) als Klage übergegangen

war, durch Urteil vom 29, Juni l954 den angefochtenen Bescheid

auf und verurteilte die Beklagte zur Zahlung der Invalidenrente

ab 1° September 1951° Gegen dieses Urteil legte die Beklagte

Berufung ein,

Das Landessozialgericht holte noch ein Aktengutachten von

Dr, DXXXXXXKXXv0m Allg, Krankenhaus in Celle ein„ Dieser kam

zu dem Ergebnis, daß Invalidität zumindest bereits seit Mitte

Juli 1951 vorliege° Auf einen nach @ 109 SGG gestellten Antrag

der Klägerin wurde noch ein weiteres Gutachten von dem Chefarzt“

der Chirurgischen Abteilung des Städt.Krankenhauses Lüneburg,

Dr° WXXXXXX angefordert, Dieser stellt fest, daß zur Zeit der

Probeausschneidung am 17° Juli 1951 ein ausgesprochenes Früh—

stadium der Brustkrebserkrankung vorgelegen habe° In diesem

Stadium verursache der Krebs überhaupt keine Schmerzen; Inva—

lidität liege noch nicht vor, Für den Beginn der Invalidität

komme frühestens der 170 August 1951, der Tag der Radikal-

operation, in Betracht° Eine wesentliche Verschlimmerung der

Geschwulst könne durch Arbeitsleistung nicht eintreten° Das

Landessozialgericht holte außerdem noch ein Gutachten von dem

Direktor der Landesfrauenklinik in Celle, Prof. Dr,{DXXXXX

welcher die Operation durchgeführt hatte, ein, Dieser be—

stätigte, daß die brustgeschwulst bei der Klägerin unverhält—

nismäßig klein und umgrenzt gewesen sei; die Achseldrüsen

hätten, soweit untersucht, keine sekundäre Absiedelung der

primären Brustgeschwulst gezeigt° Es sei nur ein krebsiger

Zellbelag in den Drüsen und Milchgängen ohne gewebliche Zer—

störung der Umgebung vorhanden
gewesen° Es habe sich um ein

ausgesprochenes Frühstadium eines Brustkrebses gehandelt°

Mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit müsse ange—
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nommen werden, daß die in den Monaten März, Juni und Juli 1951

aufgetretenen Schmerzen in der rechten Bruetseite mit dem Brust—

krebs nicht in ursächlichem Zusammenhang stünden° Wann die Ge—_

schwulst bei der Klägerin entstanden sei, sei zwar nicht genau

zu bestimmen; Invalidität sei jedenfalls erst mit der Opera—

tion eingetreten° Beim Krebswachstum könnten körperliche Bewe—'

gungen, wenn überhaupt, nur eine ganz geringe Rolle spielen„

Die theoretische Annahme einer Verschlimmerung des Krebsleidens

durch körperliche Arbeit werde durch die praktische Erfahrung

widerlegt„ Ein weiteres Gutachten wurde noch von den Professoa

ren Dr, KXXXXXXXX und Dr° HXÄXXXXX von der Universitätsfrauen—

klinik in Göttingen erstattet„ Diese Gutachter kamen praktisch

zu dem Ergebnis, daß die Klägerin vor der Operation körperlich

nicht behindert gewesen sei° bchwere körperliche Arbeit sei ihr

allerdings aus Gründen der Schonung nicht zuzumuten gewesen,

leichtere Arbeiten dagegen seien noch gestattet geweseno

Das Landessozialgericht hat die Berufung zurückgewie5en und die

Revision zugelassen, Es hat die versicherungsrechtlichen Voraus—

setzungen als erfüllt angesehen° Die im Jahre 1953 entrichteten

47 freiwilligen Beiträge müßten nach @@1442, 1443 in Verbin—

dung mit 5 1444 Abs° 2 EVO anerkannt werden, weil die Klägerin
im Zeitpunkt des Rentenantrages noch nicht invalide gewesen sei°

Die Frage, wenn bei einer an Brustkrebs Erkrankten Invalidität

eintrete, könne nicht generell entschieden werden; es komme

vielmehr auf die Umstände des Einzelfalles ano Jedenfalls gebe

es keinen medizinischen Erfahrungeeatz, daß eine an Brustkrebs

Erkrankte bereits im Frühstadium der Erkrankung stets außer—

stande sei, die gesetzliche Lohnhälfte auf dem allgemeinen Ar—

beitsfeld zu verdienen" Insbesondere könne auch nicht angenom—

men werden, daß bei Arbeitsleistung die Gefahr einer Verschlim—

merung des Leidens durch Bildung von Tochtergssohwülsten beste—

\heo Es schloß sich in dieser Frage den Gutachten des Prof()

Dr„ lXXKXX'und des Dr° WXXXXX an und hielt die von Dr° D
’;;\\\* Ertretene gegenteilige Auffassung für unzutreffend, Zu—

mal auch das Gutabhten der Professoren Dr„ KXXXXXXXX und DrOH’X

XXXXXX nicht die gegenteilige Auffassung stütze° Diese Gutach—

ter höben im Ergebnis jedenfalls hervor, daß zwar bei Brust—
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krebserkrankung eine Schonung angezeigt sei, daß aber alle

leichteren Arbeiten, die zum Wohlbefinden der Patientin not—

wendig seien, gestattet werden müßten° Die Klägerin stünde

somit die Invalidenrente seit dem 10 September 1951 zu°

Das Landessozialgericht ist'im übrigen der Auffassung, daß

es nicht zu prüfen habe, ob die von ihm angenommene Invali—

dität bis zum Schluß der letzten mündlichen Verhandlung wie—

der in Fortfall gekommen sei„ Eine rechtliche Möglichkeit,

auch den Zeitpunkt für die Beendigung der Zahlung der Inva—

lidenrente zu bestimmen, bestehe für die Gerichte der Sozial—

gerichtsbarkeit nicht; allein der Versicherungsträger habe

die Befugnis, eine einmal gewährte Rente durch Erlaß eines

Entziehungsbescheides wieder zu entziehen„

Gegendas ihr ams° Juni 1956 zugestellte Urteil hat die Be-
klagte mit Schriftsatz vom 19° Juni 1956 am 25, Juni 1956 Re—

vision eingelegt und diese begründete Sie meint, die Klägerin

habe die Wartezeit nicht erfüllt. Die im Jahre 1953 entrichm

teten freiwilligen Beiträge seien unwirksam, weil die Klägerin

bei Antragstellung bereits invalide gewesen sei° Die Feststel-

lung des Landessozialgerichts, Invalidität sei bei der Kläge—

rin erst am 17° August 1951 eingetreten, sei fehlerhaft, weil

diese Feststellung gegen den allgemeinen medizinischen Erfah-

rungssatz verstoße, daß eine an Brustkrebs Erkrankte stets

invalide sei„

Sie rügt weiter, das Landessozialgericht habe rechtsirrtüm—

lich die Prüfung unterlassen, ob die Invalidität bis zum
Schluß der letzten mündlichen Verhandlung wieder entfallen

sei; gegebenenfalls habe es den gewährten Anspruch zeitlich

begrenzen müssen°

Außerdem hätte die Rente höchstens ab 1955 gewährt werden

dürfen, da erst zu diesem Zeitpunkt die Wartezeit durch Nach—

entrichten der freiwilligen Beiträge erfüllt gewesen sei°
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Sie beantragt?

das Urteil des Landessozialgerichts Celle vom 20 Mai 1956
und das Urteil des Sozialgerichts Lüneburg vom 29°Juni 1954

aufzuheben und die Klage abzuweisen,

hilfsweise9 die Sache zur erneuten Verhandlung und Entschei—

dung an das Landessozialgericht zurückzuverweisen°

Die Klägerin beantragt,

die Revision gegen das Urteil des Landessozialgerichts

Celle vom 2° Mai 1956 zurückzuweisen sowie die Beklagte zu
verurteilen, der Klägerin die außergerichtlichen Kosten des

Verfahrens zu erstatten°

Sie hält das angefochtene Urteil für zutreffend°

3235 ll- iéyneesriieie

Der zulässigen Revision konnte der Erfolg nicht versagt blei-

beno

Das Landessozialge1icht ist ohne Rechtsirrtum davon ausgegangen9

daß der Klägerin die Invalidenrente zustehtn Die Wartezeit ist

nach 5 1262 RVG a„F„ erfüllt, da insgesamt 61 Beitragsmonate

zurückgelegt sind° Die Beitragszeit vom 21° Juni 1948 bis zum

30„ April 1949 ist nach 5 1266 Abs° 1 RVGa„F„ zu Recht nur
einmal berücksichtigt° Die im Jahre 1955 mit Entwertungsdaten

für die Zeit vom 27° Mai 1950 bis zum 50 August 1951 nachent—

richteten freiwilligen Beiträge sind, wie das Landessozialge—

richt ohne Rechtsirrtum angenommen hat9 wirksam entrichtet° Zwar

steht — soweit die Nachentrichtung für die Zeit vor dem 1°Ja—

nuar 1951 erfolgt ist — ihrer Wirksamkeit an sich die Vorschrift

des @ 1442 Abs° 1 EVO a°F° und — allgemein —, da spätestens am
17° August 1951 der Versicherungsfall der Invalidität eingetre—

ten ist, die Vorschrift des 5 1443 RVO a„F° entgegeno Wie das
Landessozialgericht jedoch nicht verkannt hat, sind die Beiträ—

ge dennoch rechtswirksam entrichtet, weil nach 5 1444 Abs° 2

BVG a„Do die Zeit ab Antragstellung in die Frist der @@1442,

1443 RVG a„F° nicht einzurechnen ist„ Diese Beiträge sind da—

her so zu beurteilen, als ob sie am 100 August 1951 entrichtet
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werden wären° Sie sind nach 5 1442 EVO aoF, somit noch wirksam,

soweit sie für die Zeit nach dem 31, Dezember 1948 entrichtet

werden sind und nach @ 1443 RVO a„F„, wenn die Klägerin tat—

sächlich am 10() August 1951 noch nicht invalide war, Der Wort—

laut des 5 1444 Abs, 2 EVO a,F‚ erscheint zwar insofern nicht
ganz eindeutig, als er von einer "Frist" des © 1443 RVG a.Ft

spricht, diese Vorschrift aber in Wirklichkeit eine Frist nicht

enthält, sondern nur einen Zeitpunkt, nämlich den des Eintritts

des Versicherungsfelles° Der Gesetzgeber hat aber offenbar den

Zeitpunkt des Eihtritts des Versicherungsfalles als den End—

zeitpunkt der Frist, innerhalb welcher freiwillige Beiträge

entrichtet werden dürfen, angesehen° Zuzugeben ist zwar, daß

der Wortlaut Lür sich betrachtet auch eine andere Auslegung zu—

lassen würde, weil 5 1443 RVG in seiner ursprünglichen Fassung

auch noch eine echte Frist, die Einjahresfrist zur Nachent—

richtung freiwilliger Beiträge, enthielt, Es wäre daher auf

den ersten Blick nicht abwegig anzunehmen, daß in 9 1444 Abso2RVO

nur diese (echte) Frist des © 1443 RVG a,F. gemeint gewesen
wäre und daß der Gesetzgeber anläßlich der Änderung des @ 1443
EVO durch das Gesetz über den Ausbau der Rentenversicherung

vom 210 Dezember 1937 (RGBL 1 s, 1393), bei welcher Gelegen—
heit diese einzige echte Frist in 5 1443 EVO gestrichen und

— unter Verlängerung auf zwei Jahre — nach @ 1442 RVG über—

nommen wurde, lediglich vergessen hätte, in @ 1444 Abs, 2 EVO

den HinWeis auf 5 1443 RVG zu streichen° Dieser Auffassung

aber kann bei näherer Betrachtung nicht zugestimmt werden,

Wie schon das Reichsversicherungsamt in ständiger Rechtspre—

chung zu der ursprünglichen Fassung der @@1443, 1444 Abso 2
BVD zu Recht angenommen hat (vglc AN, 1912, 1191; EuM, Bd.40,

491), mußte auch bei dieser schon angenommen werden, daß

@ 1444 Abs° 2 EVO nicht nur diese echte Einjahreefrist, son«
dern auch die durch den Eintritt des Versicherungsfalles

begrenzte Frist zur Nachentrichtung von freiwilligen Bei—

tragen miterfassen wollte° Dies ergibt sich aus einem Ver—

gleich mit den entsprechenden Vorschriften des Angestellten—

versicherungsgesetzes (AVG)o Auch nach der ursprünglichen

Fassung des AVG wurde nach @ 207 Abs, 2 AVG, welcher dem
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@ 1244 Abs° 2 EVO aoF„ entsprach„ die Zeit des Schwebens eines

Verfahrens im Sinne dieser Vorschrift nicht in die Fristen der

59 205, 206 AVG, welche den @@1442, 1445 RVG aoFo entsprechen,
eingerechnet° Da @ 206 AVG aber — im Gegensatz zu der damaligen

Fassung des © 1443 RVG a„F„ —nur den Zeitpunkt des Eintritts
des Versicherungsfalls, also überhaupt keine echte Frist ent—

hielt, konnte es sich jedenfalls im AVG bei diesem Zeitpunkt
des Eintritts des Versicherungsfalles nur um das Ende der Frist,

innerhalb welcher der Versicherte zur Zahlung von freiwilligen

Beiträgen berechtigt war, handelno Da aber nicht angenommen wer—
den kann, daß der Gesetzgeber bei den ihrem wesentlichen Inhalt

nach damals übereinstimmenden Vorschriften der @@1443, 1444

Abs„ 2 RVG und der @@206, 207 AVG für die Invalidenversiche—

rung und Angestelltenversicherung insoweit etwas voneinander

Abweichendes gewollt hat, muß davon ausgegangen werden9 daß er

auch in 5 1444 Abs° 2 RVO a„F° den Zeitpunkt des Eintritts des

Versicherungsfalles in @1443 RVO e„‚F° als das Ende einer sol—
chen Frist angesehen hat° Wenn er bei Änderung des @ 1443 EVO

durch das Gesetz über den Ausbau der Rentenversicherung vom

210 Dezember1937 (nem° 1 3° 1338) nicht auch 5 1444 Abso 2
RVG durch 8treichuna des Hinweises auf 5 1443 EVO geändert hat,

so kann dies daher nur so erklärt werden, daß er diese Änderung

bewußt unterlassen hat, weil er im Hinblick auf die ständige

Rechtsprechung des Reichsversicherungsamts eine gesetzestech—

nisch korrektere Fassung nicht für erforderlich hielt°

Bei einer Prüfung des gesetzgeberischen Zweckes dieser Vor—

schriften könnten zwar Zweifel auftauchen, ob der Gesetzgeber

überhaupt einen Fall der hier zu entscheidenden Art9 in wel—

chem das eingeleitete Verfahren nicht Anlaß für die Unterlas—

sung der Entrichtung der zur Erfüllung der Wartezeit und Er—

haltung der Anwartschaft erforderlichen Beiträge war9 schüt«

zen wollte° Dies kann jedoch dahingestellt bleiben? da der

insofern eindeutige Wortlaut des 5 1444 Abs„ 2 RVO aoFo eine
entsprechende Einschränkung nicht zuläßt°

Entscheidend kommt es also9 wie auch das Landessozialgericht

annimmt, darauf an, ob die Klägerin bereits im Zeitpunkt der
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Antragstellung invalide war oder ob die Invalidität erst spä—

ter eingetreten ist„ Das Landessozialgericht hat festgestellt,

daß die Klägerin erst am 17a August 1951 invalide geworden ist°

An diese Tatsachenfeststellung ist das Revisionsgericht nach

@ 163 SGG grundsätzlich gebundeno Allerdings hat die Beklagte

diese Feststellung angegriffen, indem sie rügt9 das Landes—

sozialgericht habe bei der zu dieser Feststellung führenden

Beweiswürdigung die Grenzen des ihm zustehenden Rechts auf

freie Beweiswürdigung verletzte Dies ist jedoch nicht der Fall°

Dem Landessozialgericht standen eine Reihe von Gutachten zur
Verfügung, von denen ein Teil von Gutachtern erstattet war,

die auf dem Gebiet der Krebserkrankungen über große Erfahrun—

gen verfügen° Diese Gutachten weichen allerdings in der Frage,

wann die Krebserkrankung der Klägerin zur Invalidität geführt

hat, voneinander ab" Es lag im Rahmen des dem Landeesozialge—

richt nach 5 128 SGG zustehenden freien Ermessehe‚welchem die—

ser Gutachten es folgen wollte„ Eine Gesetzesverletzung, die

allein dem Revisionsgericht Anlaß geben könnte, die getroffene

Feststellung aufzuheben‚ läge nur dann vor, wenn das Landes—

sozialgericht die Grenzen des ihm zustehenden Rechts auf freie

Beweiswürdigung verletzt hätte, wenn es also gegen Denkgesetze

oder allgemeine Erfahrungseätze verstoßen hätte° Die Beklagte

meint, das Landessozialgericht habe gegen einen medizinischen

Erfahrungssatz des Inhalts verstoßen, daß an Brustkrebs Er—

krankte auch schon im Frühstadium des Leidens stets invalide

seieno Entgegen der Auffassung der Beklagten gibt es jedoch

einen solchen medizinischen Erfahrungssatz nicht, wie das Lan—

dessozialgericht nicht verkannt hat„ In seinem Frühstadium

verursacht der Brustkrebs keine Schmerzen und schränkt die

Erwerbsfähigkeit nicht ein° Da er im Gegensatz zu manchen

anderen Krebsleiden frühzeitig erkannt werden kann, wird es

bei diesem Leiden immer wieder Fälle geben, in welchen das

Vorliegen von Invalidität zur Zeit des Erkennens des Leidens

noch verneint werden mußa Um einen solchen Fall des frühzei—

tigen Erkennens des Krebses handelt es sich nach den insoweit

nicht angegriffenen Feststellungen des Landessozialgerichts

aber im vorliegenden Fall° Ob, wie die Beklagte meint, in sol—

chen Fällen zwecks Schonung der Erkrankten eine schwere Arbeit
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vermieden werden sollte, bedarf keiner Untersuchung, da auchdas

Landessozialgericht angenommen hat? diese jedenfalls noch in der

Lage sind, leichtere Frauenarbeiten, mit welchen sie die für sie

maßgebliche gesetzliche Lohnhälfte auf dem allgemeinen Arbeits—

feld verdienen können, zu verrichten, ohne daß dadurch eine Ver«

schlimmerung des Leidens eintrittc Ob und gegebenenfalls von

welchem Zeitpunkt ab eine an Brustkrebs Erkrankte bei einem

Fortschreiten des Leidens später invalide wird‚bedarf hier kei—

ner Untersuchung; denn seit dem l7„ August 1951 ist die Kläge—

rin schon infolge der Operationsfolgen invalide gewesen°

Die Anwartschaft ist nach den zum Zeitpunkt des Eintritts des

Versicherungsfalles geltenden Vorschriften aus allen entrichte—

ten Beiträgen erhalten„ Eine Entscheidung, ob die Voraussetzun—

gen des Art° 2 @ 8 Satz 1 und 2 des Arbeiterrentenversicherungs—

Neuregelungsgesetzes (ArVNG) vom 23‚ Februar 1957 (BGBl° I

S„ 45) vorliegen, erübrigiesich.daher (vgl„ Satz 3 dieser Vor—

schrift)° Aus den von 1958 bis zum 31„ Dezember 1948 entrich—
teten Beiträgen ist die Anwartschaft bis zu diesem Zeitpunkt

nach 5 4 Abs° 2 des Sozialversicherungsanpassungsgesetzes

(SVAG) erhalten„ Für die Jahre 1949 und 1950 ist die Anwart—
schaft erhalten, da die im Jahre 1953 entrichteten 47 freiwil—

ligen Beiträge? wie schon nachgewiesen wurde, noch rechtswirk—

sam für die Jahre 1949 und 1950 nachentrichtet werden dürften°

Allerdings hat die Klägerin diese Beitragsmarken mit den am

27° März 1950 beginnenden Entwertungsdaten versehen° Auf den

ersten Blick könnte daraus vielleicht geschlossen werden, daß

sie diese Beiträge frühestens für den dem 270 März 1950 vor»

hergehenden Beitragszeitraum entrichten wollte° Dies kann je—

doch in Wirklichkeit nicht angenommen werden° Die mit den Vor—

schriften über die Erhaltung der Anwartschaft nicht in dem er—
forderlichen Umfang vertraute Versicherte wollte, nachdem ihr

in dem ablehnenden Bescheid der Beklagten eröffnet worden war,

daß sie für die Vergangenheit nicht die zur Erfüllung der War—

tezeit und zur Erhaltung der Anwartschaft erforderlichen Bei—

träge entrichtet hatte, sicherlich in erster Linie die von ihr

nachentrichteten Beiträge so verrechnet wissen, daß damit die—

se versicherungsrechtlichen Voraussetzungen noch nachträglich
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erfüllt würden; denn dies war ja gerade der erkennbare Zweck

ihrer Beitragsnachentrichtungo Demgegenüber treten die von ihr

auf den Beitragsmarken eingetragenen Entwertungsdaten, über de—

ren Bedeutung sie möglicherweise keine richtige Vorstellung hat—

te, in ihrer Bedeutung zurücko Diese Beiträge sind also‚ soweit

erforderlich, als für die Jahre 1949 und 1950 und im übrigen

für das Jahr 1951‚ für welches nach 5 1264 Abs° 5 EVO acF° kei—

ne Beiträge zur Erhaltung der Anwartschaft mehr entrichtet zu

werden brauchten, entrichtet anzusehen„ Die Anwartschaft ist so-

mit erhalten°

Entgegen der Auffassung der Beklagten konnte die Rente bereits

ab September 1951 gewährt werden° Es ist zwar richtig, daß im

August 1951 die versicherungsrechtlichen Voraussetzungen noch

nicht erfüllt waren° Die im Jahre 1953 entrichteten beiträge

sind aber wirksam “für" die Zeit vor dem 100 August 1951 nach—

entrichtet werden° Sie müssen also so behandelt werden, als

ob sie schon während der Zeit, für welche sie nachentrichtet

werden sind‚ entrichtet werden wären° Dies ergibt sich eindeu—

tig aus 5 1442 RVO a„re‚ weicher die Nachentrichtung von Bei—
trägen "für" eine vergangene Zeit ausdrücklich zu1äßt„ Da der

Gesetzgeber diese Möglichkeit eröffnet hat und aus dem Ge*

setz nichts für eine Einschränkung der Wirksamkeit dieser Bei-
träge entnommen werden kann, müssen diese Beiträge auch in je—

der Hinsicht so behandelt werden, als ob sie tatsächlich schon

während dieser vergangenen Zeit entrichtet werden wären° Das
Landessozialgericht hat allerdings nicht beachtet‚ daß die

Klägerin noch bis zum 7„ September 1951 Krankengeld bezogen

hat, so daß die Rente nicht vom lt,9 sondern nach @ 1286 Abs„2
EVO a„F„ erst vom 8° September 1951 an gewährt werden durfte°

Wenn das Landessozialgericht somit die Beklagte grundsätzlich
zwar zu Recht zur Zahlung der Invalidenrente verurteilt hat‚

so hat es doch rechtsirrtümlich die Prüfung und Feststellung

unterlassen, ob die Voraussetzungen der Invalidität auch noch

bis zum Schluß der letzten mündlichen Verhandlung vorgelegen

haben„ Es irrt, wenn es meint, daß bei einer Leistungsklage

nach @ 54 Abs“ 4 SGGnur darüber zu befinden wäre, ob der gel—
tend gemachte Leistungsanspruch entstanden ist„ Es handelt
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sich hier um einen Anspruch auf wiederkehrende Leistungen‚ bei

welchem nicht nur
zu entscheiden ist‚ ob die Voraussetzungen des

Anspruchs als Ganzes zur Zeit der Antragstellung gegeben waren,
sondern auch9 ob die Voraussetzungen jedes bis zum Schluß der

letzten mündlichen Verhandlung fällig werdenden Einzelanspruchs

erfüllt sindo Sind die Voraussetzungen dieser Einzelleistungen

zu einem solchen Fälligkeitszeitpunkt nicht mehr afüllt‚muß das

Gericht die Klage hinsichtlich des folgenden und gegebenenfalls

auch aller späteren Rentenzahlungszeiträume zurückweisen° Inso—

weit gilt bei wiederkehrenden Leistungen also nichts anderes als

bei Entscheidungen über jeden anderen Leistungsanspruchn Etwas
Besonderesgilt nur hinsichtlich der erst nach Schluß der letz—

_
ten mündlichen Verhandlung fällig werdenden Einzelleistungen9
weil insofern eine Prüfung, ob die Voraussetzungen in der Zu—

kunft eintreten werden, nicht möglich ist° Das Gericht muß aber

dennoch auch über diese Einzelleistungen — nach dem gemäß

5 202 SGG auch im sozialgerichtlichen Verfahren entsprechend

anwendbaren @ 258 der Zivilprozeßordnung (ZPO) — entscheideno
Allerdings ist zu bedenken, daß im Gegensatz zu den in der Ver—

gangenheit liegenden Einzelleistungen die Rechtskraft des Ur—

teils hinsichtlich der zukünftig fällig werdenden Leistungen

bei einer Änderung der Verhältnisse unter gewissen Vorausset—

zungen durchbrochen werden kann (vgl„ dazu im Zivilprozeß @ 323

ZPO, im Rentenverfahren der Invalidenversicherung @ 1293 hVO

auF„)„ Während also hinsichtlich der zukünftigen Leistungen eine

Korrektur möglich ist, würde eine Nichtberücksichtigung der

zwischen Rentenantrag und Schluß der letzten mündlichen Verhand—

lung eingetretenen Äußerungen zu Fehlentscheidungen führen, die

niChtnehr korrigiert werden können° Da Rentenstreitigkeiten

bei der derzeitigen Überlastung der Gerichte nicht selten län—

gere Zeit anhängig sind, würde_diese Folge in besonderem Maße

untragbar sein°

Wenn ein Gericht der Sozialgerichtsbarkeit zu dem Ergebnis

kommt9 daß die Voraussetzungen des Rentenanspruches als Ganzes

erfüllt sind, wird es allerdings in der Regel ohne Einholung

eines neuen Gutachtens davon ausgehen dürfen, daß die zur Ren—

tengewährung führenden Voraussetzungen bis zum Schluß der letz—

ten mündlichen Verhandlung weiter fortbestanden haben° Es wird
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auch selbst dann‚ wenn in den Urteilsgründen dies nicht aus—
drlcklich gesagt ist, angenommen werden müssen? daß es diese

Prüfung vorgenommen und festgestellt hat, daß eine derartige

Änderung nicht eingetreten ist„ Nur wennünetände vorliegen‚

die ernstlichen Anlaß zu der Annahme geben müssen, daß eine

solche Änderung eingetreten sein könnte, wird das Gericht neue
Ermittlungen anstellen müssen„ In dem vorliegenden Fall hat

das Landeesozialgericht aber, wie aus seinen » rechteirrtüm-

lichen — Ausführungen entnommen werden muß, eine derartige

Prüfung und Feststellung überhaupt nicht vorgenommen° Das an—

gefochtene Urteil mußte daher aufgehoben und die Sache zur er—

neuten Verhandlung und Entscheidung an das Landee302ialaericht

zurückverwiesen werden; denn ohne diese Feststellung, ob eine

Änderung der Verhältnisse eingetreten ist, ist der erkennende

Senat nicht in der Lage zu prüfen, ob die Gewährung der Rente

zu Recht zeitlich unbeschränkt gewährt werden durfte„ Als Re—

visionegericht ist ihm eine eigene Feststellung dieser Tatsa—

chen verwehrto ‘

Die Koetenentecheidung bleibt dem abschließenden Urteil vorbe-

halteno
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